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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Vorsdhiriften des Dritten 

Teiles der Reichsabgabenordnung 

- Drucksache 1593 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Dritten Teiles der Reichs- 
abgabenordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 396 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer zum eigenen Vorteil oder zum 
Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile erschleicht oder vorsätzlich 
bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt 
werden, wird wegen Steuerhinterziehung 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis und 
Geldstrafe bestraft. Der Höchstbetrag der 
Geldstrafe ist unbeschränkt.“ 

2. § 402 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer leichtfertig als Steuerpflichti- 
ger oder als Vertreter oder bei Wahrneh- 
mung der Angelegenheiten eines Steuer- 
pflichtigen bewirkt, daß Steuereinnahmen 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Dritten Teiles der Reichs- 
abgabenordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. IS. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 396 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer zum eigenen Vorteil oder zum 
Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile erschleicht oder vorsätzlich 
bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt 
werden, wird wegen Steuerhinterziehung 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis und 
mit Geldstrafe bestraft. Der Höchstbetrag 
der Geldstrafe Ist unbeschränkt.“ 

2. unverändert 
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verkürzt oder Steuervorteile zu Unrecht 
gewährt oder belassen werden (§ 396 
Abs. 1 und 2), wird wegen fahrlässiger 
Steuerverkürzung mit Geldstrafe bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark bestraft/* 


3. § 404 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes eine Steuerhinterziehung, einen 
Bannbruch oder eine Steuerhehlerei began- 
gen hat und deshalb bestraft worden ist, 
wird, wenn er abermals eines dieser Steuer- 
vergehen begeht, mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten und mit Geldstrafe, 
deren Höchstbetrag unbeschränkt ist, be- 
straft. In leichten Fällen kann auf Ge- 
fängnis unter drei Monaten und Geld- 
strafe oder auf Geldstrafe erkannt 
werden.** 

4. Nach § 405 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

4 406 

(1) Wer in der Absicht, eine Verkürzung 
von Steuereinnahmen zu ermöglichen, 

1 . Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hin- 
sicht unrichtig sind, oder 

2. nach Gesetz buchungs- oder aufzeich- 
nungspflichtige Geschäft svorfälle nicht 
oder in tatsächlicher Hinsicht unrichtig 
verbucht oder verbuchen läßt, oder 

3. nach den Verbrauchsteuergesetzen bu- 
chungspflichtige Betriebsvorgänge nicht 
oder in tatsächlicher Hinsicht unrichtig 
verbucht oder verbuchen läßt, 

wird, wenn er nicht den Tatbestand eines 
anderen Steuervergehens erfüllt, wegen 
Steuergefährdung mit Geldstrafe oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren und Geld- 
strafe bestraft. Der Höchstbetrag der 
Geldstrafe ist hunderttausend Deutsche 
Mark. 
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2a. § 402 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine Steuer Umgehung ist nur dann 
als fahrlässige Steuerverkürzung zu be- 
strafen, wenn die Verkürzung der Steuer- 
einnahmen oder die Gewährung der un- 
gerechtfertigten Steuervorteile dadurch 
bewirkt wird, daß der Täter vorsätzlich 
oder leichtfertig Pflichten verletzt, die 
ihm im Interesse der Ermittlung einer 
Steuerpflicht obliegen,** 

3. unverändert 


4. Nach ^ 405 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

4 406 

(1) unverändert 
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(2) Straflosigkeit tritt ein, wenn der 
Täter bewirkt, daß die Belege beriditigt 
oder die unterlassenen Budiungen nachge- 
holt werden, bevor er wußte oder bei ver- 
ständiger Würdigung der Sachlage damit 
rechnen mußte, daß die Tat ganz oder zum 
Teil bereits entdeckt war.“ 


5. § 413 erhält folgende Fassung; 

4 413 

(1) Mit Geldstrafe bis zu zehntausend 
Deutsche Mark wird bestraft, wer 

Lohne den Tatbestand eines anderen 

Steuervergehens zu erfüllen, vorsätzlich 

oder fahrlässig 

a) einzubehaltende Lohnsteuer nicht zu 
dem vorgeschriebenen Termin an das 
Finanzamt abführt; 

b) die Vorschriften der Verbrauchsteuer- 
gesetze oder der dazu ergangenen 
Rechtsverordnungen über Verpackung 
und Kennzeichnung verbraudisteuer- 
barer Erzeugnisse, die dort zur Vor- 
bereitung, Sicherung oder Nachprü- 
fung der Besteuerung auferlegten 
Erklärungs- oder Anzeigepflichten, 
die Verkehrsbeschränkungen oder die 
Vorschriften verletzt, die für den Ver- 
brauch unversteuerter Waren in den 
Freihäfen getroffen sind; 

c) aa) als Gestellungspflichtiger, Waren- 

führer, Zollbeteiligter oder bei 
Wahrnehmung der Angelegenhei- 
ten dieser Personen Pflichten ver- 
letzt, die ihm durch das Zollgesetz 
oder die dazu ergangenen Rechts- 
verordnungen zur Erfassung ge- 
stellungspflichtiger Waren oder in 
einem Zollverfahren auferlegt 
sind, 

bb)die Gebote oder Verbote, die im 
Zollgesetz oder in den dazu er- 
gangenen Rechtsverordnungen für 
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(2) Straflosigkeit tritt für den Täter 
oder Teilnehmer ein, der bewirkt, daß 
die beabsichtigte Steuerverkürzung unter- 
bleibt, insbesondere dadurch, daß die Be- 
lege berichtigt, die Buchungen nachgeholt 
oder berichtigt werden oder daß das 
Finanzamt von dem Sachverhalt Kenntnis 
erhält. Straflosigkeit tritt nicht ein, wenn 
der Täter im Zeitpunkt der Berichtigung, 
Nachholung oder Bekanntgabe an das 
Finanzamt wußte oider bei verständiger 
Würdigung der Sachlage damit rechnen 
mußte, daß die Tat ganz oder zum Teil 
bereits entdeckt war.“ 

5. § 413 erhält folgende Fassung: 

4 413 

(1) Mit Geldstrafe bis zu zehntausend 
Deutsche Mark wird bestraft, wer 

1. ohne den Tatbestand eines anderen 

Steuervergehens zu erfüllen, vorsätzlich 

oder fahrlässig 

a) seiner Verpflichtung, Steuerabzugs- 
beträge einzubehalten und abzufüh- 
ren, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt; 

b) die Vorschriften der Verbrauchsteuer- 
gesetze oder der dazu ergangenen 
Rechtsverordnungen über Verpak- 
kung und Kennzeichnung ver- 
brauchsteuerbarer Erzeugnisse, die 
in diesen Vorschriften zur Vorberei- 
tung, Sicherung oder Nachprüfung 
der Besteuerung auferlegten Erklä- 
rungs- oder Anzeigepflichten, die 
Verkehrsbeschränkungen oder die 
Vorschriften verletzt, die für den 
Verbrauch unversteuerter Waren in 
den Freihäfen getroffen sind; 

c) unverändert 
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den Zollgrenzbezirk oder für die 
Zollausschlüsse erlassen sind, oder 
Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der §§24 und 26 des Zoll- 
gesetzes erlassen sind, verletzt; 
d) g^g^n ein Gesetz verstößt, das die 
Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von 
Waren verbietet; 


2. vorsätzlich oder fahrlässig gegen den 

§ 107 a oder den § 163 Abs. 1 verstößt. 

(2) Die Verletzung von Soll vor Schriften 
ist nicht strafbar. Die Versäumung eines 
Zahlungstermins ist für sich allein nicht 
strafbar. 

6. Nach § 476 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 476 a 

(1) Soweit in Strafsachen wegen Steuer- 
oder Monopol-Vergehen das Amtsgericht 
sachlich zuständig ist, ist örtlich zuständig 
das Amtsgericht am Sitz des Landgerichts. 

(2) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die örtliche Zuständig- 
keit des Amtsgerichts abweichend regeln, 
soweit dies mit Rüdcsicht auf die Wirt- 
schafts- oder Verkehrs Verhältnisse, den 
Aufbau der Verwaltungsbehörden oder 
andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig 
erscheint. Die Landesregierung kann die 
Landesjustizverwaltung ermächtigen, die 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde zu erlassen. 

(3) Strafsachen wegen Steuer- oder Mo- 
nopol-Vergehen sollen beim Landgericht 
einer bestimmten Strafkammer zugewiesen 
werden.“ 


Artikel II 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 1 

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf 
Vorschriften verwiesen Ist, die durch dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
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d) e n t f ä 1 1 1 


la. vorsätzlich oder fahrlässig gegen ein 
Gesetz verstößt, das die Einfuhr, Aus- 
fuhr oder Durchfuhr von Waren ver- 
bietet, es sei denn, daß die Tat nach 
anderen Vorschriften zu ahnden ist; 

2. vorsätzlich oder fahrlässig gegen den 
§ 107 a oder den § 163 Abs. 1 verstößt. 

(2) unverändert 


6. Nach § 476 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 476 a 
(1) unverändert 


(2) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die örtliche Zuständig- 
keit des Amtsgerichts abweichend regeln, 
soweit dies mit Rücksicht auf die Wirt- 
schafts- oder Verkehrsverhältnisse, den 
Aufbau der Verwaltungsbehörden oder 
andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig 
erscheint. 


(3) unverändert 


Artikel 11 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

S 1 

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf 
Vorschriften verwiesen ist, die durch dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre 
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die entsprechenden Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 


(2) Soweit in bisher ergangenen Vorschrif- 
ten der Ausdruck „Steuergefährdung‘‘ ver- 
wandt worden ist, treten an dessen Stelle die 
Worte „fahrlässige Steuer Verkürzung“. 

S 2 

§ 462 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
wird aufgehoben. 

(2) Soweit in anderen Vorschriften auf Vor- 
schriften verwiesen ist, die durch dieses Ge- 
setz aufgehoben werden, treten auch jene an- 
deren Vorschriften außer Kraft. Aufgehoben 
werden namentlich folgende Vorschriften: 

1. § 81 Abs. 3 der Durchführungsbestimmun- 
gen zum Umsatzsteuergesetz vom 1. Sep- 
tember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 796), 

2. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Führung eines Wareneingangsbuches 
vom 20. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 752), 

3. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Verbuchung des Warenausgangs vom 
20. Juni 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 507). 

Artikel III 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel IV 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Stelle die entsprechenden Vorschriften die- 
ses Gesetzes. Jedoch treten folgende Vor- 
schriften außer Kraft: 

1. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Führung eines Wareneingangsbuches 
vom 20. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I 

S. 752), 

2. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Verbuchung des Warenausgangs vom 
20. Juni 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 507), 

3. § 81 Abs. 3 der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz vom 
1. September 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 796). 

(2) Soweit in bisher ergangenen Vorschrif- 
ten der Ausdruck „Steuergefährdung“ ver- 
wandt worden ist, treten an dessen Stelle die 
Worte „fahrlässige Steuerverkürzung“. 

§ 2 

§ 462 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
wird aufgehoben. 


Artikel III 
Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 
Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, der Artikel I Ziff. 6 je- 
doch erst am 1. Juli 1956. 
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